PRESSEMITTEILUNG Fürth, den 26.11.05

Die Stadtratsfraktion von Bündnis 90/Die Grünen in der Stadt Fürth
positioniert sich in den Haushaltsberatungen für 2006 wie folgt.

Wir von Bündnis 90/Die Grünen setzen im Vermögenshaushalt auf einige
Einsparungen. Nahezu 1 Mio.Euro können eingespart werden, wenn, wie von uns
beantragt, die  Nordumgehung Poppenreuth mit der geplanten Weiterführung zur
Bamberger Straße gestrichen wird und die Umgestaltung des Stresemannplatzes
und des Kaiserplatzes zurückgestellt wird. Weiterhin sollte das Vorhaben
Hotelneubau beim Rathaus endlich ad acta gelegt werden.

Im Gegenzug wurden von uns Ausgaben in Höhe von 300 TEuro beantragt. Bei den
Investitionen wünschen sich die GRÜNEN, wie auch schon in den Vorjahren, die
Sanierung der Übergangshäuser Oststraße. Dort sind 200 bis 400 T Euro
notwendig, um die Bauarbeiten zu beginnen. Zusätzlich sollte eine Pauschale
für das gerettete Spielmobil von 10 T Euro gewährt werden.

Die Privatisierung der Stadtentwässerung wird von uns abgelehnt. Eine
Beleihung in Form eines Trägerdarlehens darf allerdings die Abwassergebühr
nicht wesentlich erhöhen.
Beim Klinikum warnen wir vor einer zu starken Belastung der Beschäftigten
und zu einem ehrlichen Umgang mit den Zahlen wird aufgerufen.

Die Forderungen der SPD zur gleichzeitigen Realisierung der Rosenschule und
des Spielhauses werden wir unterstützen.

Im Verwaltungshaushalt sehen die GRÜNEN ein Einsparpotiential von 200 TEuro.

So besteht die Chance die Verträge mit der infra Fürth zugunsten der Stadt
nachzubessern.
Der Sachaufwand für ein Gutachten zur Hundebestandsaufnahme mit Kosten von
80 T Euro halten die GRÜNEN für überflüssig. Wir beantragen diesen Auftrag
nicht zu vergeben. Hundekottüten sollten durch Sponsering von
Hundefutter-Herstellern für die Stadt kostenfrei sein.
Für den Unterhalt und die Reingung der Freilichtbühne erwarten wir eine
Kostenweitergabe an die Nutzer, sowie Bemühungen den Betrag durch
zusätzliches Sponsering abzudecken.

Im Gegenzug könnten dann zusätzlich 65 TEuro eingesetzt werden, davon 20
TEuro für die Mädchenarbeit bei der Kulturbrücke, 20 T Euro für
Umweltprojekte und die Umwelt-Öffentlichkeitsarbeit, 20 T Euro um eine volle
Sozialarbeiterinnenstelle bei der Intergrationsberatung zu erhalten und 5 T
Euro für Fortbildungskurse für Gleichstellungs-Projekte in der Stadt Fürth.

Zum Demokratischen Umgang:
Zu bemängeln ist, dass die Anfragen der GRÜNEN oft erst nach dringender
Aufforderung bei der Verwaltung in Auftrag gegeben werden.
Bei dem Vorgehen der Stadt, Einsparungen im Haushalt in mehreren Schritten
abzuhandeln, wie z.B. bei der Roedl& Partner Liste, leidet aus Sicht der
GRÜNEN die demokratische Meinungsbildung. Gerade kleine Fraktionen und
Einzelstadträte sind dabei im Nachteil. 


Mit freundlichen Grüßen

Waltraud Galaske
stellvertretende Fraktionsvorsitzende
Bündnis 90/ Die Grünen

